
Postulat Pirmin Schenk

Aufhebung der Fachberatung Gestaltung anlässlich der 
Ortsplanungsrevision der Einwohnergemeinde Spiez

Postulat:
Der Gemeinderat wird beauftragt, die Aufhebung der Fachberatung Gestaltung anlässlich der 
Ortsplanungsrevision der Einwohnergemeinde Spiez zu prüfen.

Begründung:
Gemäss Art. 421 Abs. 1 des Gemeindebaureglements der Einwohnergemeinde Spiez zieht 
das zuständige Organ der Gemeinde unabhängige und in Gestaltungsfragen ausgewiesene 
Fachleute bei, welche die Bauwilligen und die Baubewilligungsbehörden in allen Fällen 
beraten, die für das Orts- und Landschaftsbild von Bedeutung sind oder spezielle bau- und 
aussenraumgestalterische Fragen aufwerfen.

Was in der Theorie als unterstützende Dienstleistung externer Fachexperten vorgesehen ist, 
entwickelte sich in der Praxis tendenziell zu einer zusätzlichen Hürde für die Realisierung eines 
Bauprojekts. Dies im schlecht messbaren Bereich der Gestaltungsfragen. So liegt es in der 
Natur der Sache, dass die Frage, was eine hochwertige Gestaltung ausmacht, mehr von 
individuellen Gesichtspunkten geprägt, als durch gesetzliche Kriterien bestimmt wird. Wie sich 
so eine rechtsgleiche Behandlung aller dem Baureglement Spiez unterworfenen 
Bauherrschaften verwirklichen lässt, ist schleierhaft.

Wenn die Einwohnergemeinde Spiez die Energiewende sowie das Problem der 
Wohnungsknappheit meistern will, macht es wenig Sinn, das bereits so rechtlich höchst 
anspruchsvolle Bauen mit einer Fachberatung Gestaltung weiter zu erschweren. 
Selbstverständlich steht es der Planungs-, Umwelt- und Baukommission in gewissem Masse 
frei, die Fachberatung Gestaltung beizuziehen sowie anschliessend ihre Empfehlungen zu 
befolgen. Nichts desto trotz haben die Einschätzungen der Fachberatung Gestaltung in der 
Praxis oft den Charakter eines rechtlichen Gutachtens, von welchem die politischen Behörden 
in der Regel «nicht ohne Not» abweichen. Schliesslich stellt die Mitsprache der Fachberatung 
Gestaltung unter Umständen eine erhebliche Einschränkung der bundesverfassungsrechtlich 
garantierten Eigentumsfreiheit dar, welche in diesem Ausmass weder nötig noch politisch


